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Bebauungsplan

"Aue - 18. Änderung"
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Maßangabe in Meter

Flurstücksnummer, vorhanden

20

Bebauungsplangrenze

Bestehende bauliche Anlagen

LEGENDE

Baugrenze 

Grundflächenzahl, maximal
GRZ

RECHTSGRUNDLAGEN

Flurstücksgrenze vorhanden

Flustücksgrenze geplant

beschlusses gem. § 2 (1) BauGB

Bürgermeister

Bad Schönborn, den

     ______________________________

10. Mit der ortsüblichen Bekanntmachung gemäß

§ 10 BauGB am

tritt der Bebauungsplan in Kraft.

Satzung gem. § 10 BauGB

9. Der Bebauungsplan wird hiermit ausgefertigt und

zur Veröffentlichung im Amtsblatt freigegeben.

Bad Schönborn, den

______________________________

Bürgermeister

8. Beschluss über den Bebauungsplan als

gem. § 4 BauGB mit Schreiben vom:

Planentwurfes gem. § 3 (2) BauGB

gem. § 3 (2) BauGB

Begründung gem. § 3 (2) BauGB von:

Stellungnahmen wurde die in der Sitzung am

bis:

5. Bekanntmachung der öffentlichen Auslegung

6. Öffentliche Auslegung des Planentwurfes mit

7. Über die während der Auslegung eingegangenen

Beschluss gefaßt.

3. Beteiligung der Behörden und

4. Beschluss über die öffentliche Auslegung des

1. Aufstellungsbeschluss gem. § 2 (1) BauGB

VERFAHRENSVERMERKE 

2. Ortsübliche Bekanntmachung des Aufstellungs-

Klaus Detlev Huge

Klaus Detlev Huge

sonstiger Träger öffentlicher Belange

BauNVO:      Baunutzungsverordnung in der Fassung der Bekanntmachung vom 21.11.2017 (BGBl.

BauGB:         Baugesetzbuch in der Fassung der Bekanntmachung vom 03.11.2017 (BGBl. I S. 3634)

PlanZV:         Planzeichenverordnung vom 18.12.1990 (BGBl. 1991 I S. 58), die durch Art. 3 des Gesetzes

vom 04.05.2017 (BGBl I S. 1057) geändert worden ist.

I S. 3786)

LBO: § 74 Landesbauordnung für Baden-Württemberg in der Fassung  vom 05.03.2010 (GBl. S.357),

geändert durch Artikel 3 des Gesetzes vom 21.11.2017 (GBl. S. 612, 613)

GemO:          § 4 der Gemeindeordnung für Baden-Württemberg in der Fassung vom 24.07.2000 (GBl. S. 581,

ber. S. 698), zuletzt geändert durch Artikel 1 des Gesetzes vom 19.06.2018 (GBl. S. 221)

SO

Sondergebiet "Einzelhandel Nahversorgung"

Geschoßflächenzahl, maximal
GFZ

TEXTLICHE FESTSETZUNGEN

Präambel

Die 18. Änderung des Bebauungsplans „Aue" ersetzt für seinen Geltungsbereich die 

11. Änderung des Bebauungsplans "Aue". Die 18. Änderung gibt damit für seinen 

Geltungsbereich das gültige Planungsrecht abschließend wieder.

1. Art und Maß der baulichen Nutzung (§ 9 Abs. 1 Nr. 1 und

§ 9 Abs. 2 BauGB)

1.1 Im Sondergebiet "Einzelhandel Nahversorgung" ist zulässig:

· Einzelhandel für Lebensmittel, sonstige Waren des periodischen Bedarfs

sowie Aktionsartikel mit einer Verkaufsfläche von maximal 1.320 m² bei einer

Geschossfläche von maximal 2.500 m²

· Die für den Einzelhandel notwendigen Nebenanlagen, Stellplätze und ihre

Zufahrten.

1.2  Unter der Bedingung, dass die gemäß Abs. 1 zulässige Nutzung vorhanden ist,

sind weiterhin Geschäfts-, Büro- und Verwaltungsgebäude zulässig, jedoch kein

sonstiger Einzelhandel mit zentren- und nahversorgungs- relevanten

Sortimenten.

1.3  Es sind maximal zwei Vollgeschosse zulässig.

1.4 Als nahversorgungs- und zentrenrelevant sind folgende Sortimente zu verstehen:

2. Anpflanzung von Bäumen, Sträuchern und sonstigen Bepflanzungen sowie

Bindungen für Bepflanzungen (§ 9 Abs. 1 Nr. 25 BauGB)

2.1 Mindestens 20 % der Baugrundstücksfläche sind mit standortgerechten und

heimischen Gehölzen zu begrünen oder als Rasenflächen anzulegen.

2.2 Zusätzlich zu den Pflanzungen gemäß Abs. 1 ist je 8 Stellplätze mindestens je

ein einheimischer, hochstämmiger Laubbaum in mindestens dreimal verpflanzter

Qualität (Stammumfang von 16-18 cm) im Bereich der Stellplatzanlage oder

unmittelbar daran angrenzend zu pflanzen. Die Pflanzfläche ist gegen

Überfahren zu sichern.

2.3 Vorhandene Bäume und Gehölze sind auf die Pflanzverpflichtung

anzurechnen.

A. Planungsrechtliche Festsetzungen (§ 9 (1-7) BauGB)

Art der baulichen Nutzung

Bauweise, überbaubare und nicht überbaubare Grundstücksflächen

B. Sonstige Festsetzungen

Grenze des räumlichen Geltungsbereiches des Bebauungsplanes

(§ 9 (7) BauGB)

C. Hinweise, nachrichtliche Übernahmen

Maß der baulichen Nutzung
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